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CThorurr 


Erſcheint täglich Morgens mit Ausnahme des Montags. — Pränumexrations⸗ 
Königl. Poſt⸗Anſtalten 1 Thlr. — Inferate werden täglich bis 3 Uhr Na 


Dienſtag, de 
25 8 sa x 


n 31. October. 


gewöhnlicher Schrift oder deren Raum 1 Sgr. 3 Pf. 


Irikung. 


Preis für Einheimiſche 25 Sgr. — Auswärtige zahlen bei den 
chmittags angenommen und koſtet die vierſpaltige Zeile 


— 


1871, 


Vor einem Jahre. 


Generallieutenants v. Kummer an die Bewoh⸗ 
ner daſelbſt. 
In Paris werden die Miniſter von Aufſtän⸗ 


diſchen üherfallen und gefangen gehalten und 
erſt ſpät Abends, ſowie theilweiſe am 1. Novb. 
früh wieder durch Nationalgarden befreit. 
Capitulation von Dijon. 


Abonnemenks⸗Einladung. 
. Für die Monate November und 
Dezember eröffnen wir auf die Thorner 
Zeitung ein Abonnement zu dem Preiſe 
von 18 Sgr. 


Die Exped. der Thorner Zeitung. 


5 Tagesbericht vom 29. u. 30. Oct. 


Se. Majeſtät der Kaiſer iſt am 27. Abends von 
5 Schloß Crüden zurückgekehrt. Ihre Majeſtät die Kaiſerin 
deiſte am 28. von Baden zu längerem Aufenthalt nach Koblenz. 
Prinz Adalbert feierte am 29. fein 50jähriges Dienftju- 
dilläum. Der General von der Tann iſt aus München 
angekommen. 
Die Striken tauchen immer wieder, wenn auch 
un anderen Orten, jo neuerdings in Chemnitz, wo ſich 
8 ie Zahl der ruhenden Arbeiter auf 6500 beläuft, auf. 
Vhyre Forderungen gehen bei ruhiger und Exzeſſe vermei⸗ 
dender Haltung auf zehnſtündige Arbeit und 25 % ͤ Ver⸗ 
 Miigung bei Ueberſtunden. — Thiers hat die General- 
dhe des Departements Seine et Oise empfangen. Den 
Departements, welche durch deutſche Truppen beſetzt wa⸗ 

zen, werden 99 Millionen Fr. zur Vertheilung überwie⸗ 
en. — Der Papſt hielt am 27. im geheimen Conſiſto⸗ 
Aum eine Alloeution, in welcher er die derzeitige kirchliche 

—ͤ —— E — dä ' — — — 


4 Eine Petition um Gleichberechtigung der polniſchen 
2 Sprache mit der deutſchen. 


bereitet, um im nächſten Jahre die hundertjährige Ju⸗ 
elfeier ſeines Wiedereintritts in den unmittelbaren Ver⸗ 
and des deutſchen Staats⸗ und Kulturlebens würdig zu 
en, unternimmt es eine kleine Minorität ſelbſtbe⸗ 
zufener Vertreter der polniſchredenden Bevölkerung, die 
deeinigung des ſeit den Tagen des deutſchen Ordens 
eutſch geweſenen Landes mit dem preußiſchen Staate als 
iS ” ſchweres noch immer fortwucherndes Unglück darzuſtel⸗ 
. Es iſt der Vorſtand des in Thorn domizilirten 
A Bereins zur Wahrung der moraliſchen Intereſſen der 
bpaolniſchen Bevölkerung unter preußiſcher Herrſchaft“, wel⸗ 
. Ne vornehmlich durch die polniſch⸗ultramontane Geiſtlich⸗ 
15 11 in Weſtpreußen eine Petition zur Unterſchrift kolpor⸗ 
Es en läßt, in welcher die preußiſche Regierung angeklagt 
5 die d daß fie in ihrer hundertjährigen Verwaltung für 
b ih polniſchredende Bevölkerung nichts gethan habe, als 
e Rechtsſicherheit zu vernichten und ſie der Verfinſterung 
bed der Armuth preiszugeben. Man würde es nicht glau⸗ 
5 a ftünde es in den Blättern ihrer Partei nicht ſchwarz 
a weiß gedruckt. Dieſen Frevel habe fie aber geübt 
5 die d ihre Beſtrebungen, das Land zu germaniſiren und 
ws 5 e polniſche Sprache zu unterdrücken. Es ſoll daher das 
N ſclniſche Abgeordnetenhaus gebeten werden, dahin zu be⸗ 
ließen; „daß die königliche Regierung im Wege der 
1 onſtitution ein Geſetz, betreffend die Gleichberechtigung 
\ nr polniſchen Sprache mit der deutſchen in Weſtpreußen, 
0 aſſe und entsprechende Schritte thue, damit died Geſetz 
r Ausführung gelange.“ 

x Sehen wir zuerft die in der Petition behaupteten 
eontlachen an. Zuerſt ift es nicht richtig, daß noch die 
an te der Bevölkerung Weſtpreußens der polniſchen Na⸗ 
155 die alität angehöre. Noch nicht ein Drittel derſelben ſpricht 
x polniſche Sprache als feine Mutterſprache, und inner 
gelb dieſes Drittels find es doch nicht blos die Mitglieder 
1 55 ereind, welche neben der polniſchen Sprache zugleich 
* ei ch der deutſchen mächtig ſind. Vielmehr haben alle nur 
ip, Bermapen literariſch gebildeten polntihen Weſtpreußen 
re Bildung durch Vermittelung der deutſchen Sprache 
W Literatur erlangt. Ueberdies weiß jeder , polniſche! 
6 eſtpreuße, der nur längere Zeit, ſei es in ſeinen bürger⸗ 


} oh Während unſer Weſtpreußen mit freudigem Eifer ſich 
borbe 


* 


31. October. Proklamation des Gouverneurs von Metz, 


Sachlage bedauert und beſonders des in München ſtatt⸗ 
gefundenen Congreſſes der Altkatholiken in gleichem Sinne 
erwähnt. Auch ernannte er nach derſelben 55 Biſchöfe. 
— In Madrid erklärte der Finanzminiſter den Cortes, 
daß im Budget durch die Bewegungen in Cuba ein De- 
fizit verurſacht ſei. Die Budgetcommiſſion beſchloß die 
auf durch Eiſenbahnen beförderten Gütern ruhende Steuer 
von 10 Pr. aufzuheben. — Die portugieſiſche Regierung 
iſt gezwungen nach ihren indiſchen Befigungen, der auf— 
ſtändiſchen Unruhen wegen, Truppen zu ſenden. 


Deutſchland. 


Berlin, 28. Oetbr. Da neuerdings Nachbildun— 
gen der Banknoten a 10 Thlr. wieder häufiger zum Vor⸗ 
ſchein gekommen ſind, macht das Directorium der preu— 
ßiſchen Hauptbank das Publikum wiederholt auf die drin— 
gende Nothwendigkeit aufmerkſam, in ſeinem eigenen In— 
tereſſe die gedachten Banknoten vor der Annahme genau 
zu prüfen, oder ſich doch den Einzahler jedesmal zu no— 
tiren. 

— Ein Erkenntniß des königlichen Obertribunals 
vom 30. Juni 1871 lautet: 1) Ein deutſcher Nichtpreuße 
darf für ſeine Perſon in Preußen Auswanderungen nicht 
vermitteln und eben ſo wenig eine ſolche Vermittelung 
oder Auskunftsertheilung anbieten; 2) der Redacteur ei⸗ 
ner, eine ſolche Ankündigung enthaltenden Zeitung iſt, 
wenn für ihn keine Unmöglichkeit obwaltete, die Straf⸗ 
barkeit des Inhalts des letzteren zu erkennen, ſtrafbar. 

— Während die Aichung der Trinkgefäße im öffent⸗ 
lichen Verkehr durch das Reichsgeſetz nicht vorgeſchrieben, 
die Regelung der hier einſchlägigen Verhältniſſe vielmehr 
den ortspolizeilichen Anordnungen überlaſſen iſt, wird 
gleichzeitig darauf hingewieſen, daß zu den bisher aich— 
pflichtigen Gegenſtänden hingegen die Weinfäſſer mit dem 
1. Januar 1872 neu hinzutreten, da nach Vorſchrift des 
Geſetzes von der bezeichneten Friſt an der in Fäſſern zum 
Verkaufe kommende Wein nur in ſolchen Fäſſern, auf 


welchen die den Raumgehalt bildende Zahl der Liter durch 


Stempelung beglaubigt iſt, überliefert werden darf. Be⸗ 
merkt wird übrigens, daß das Reichsſtrafgeſetzbuch (§ 369 
zu 2) ſchon diejenigen Gewerbetreibenden mit Strafe be 
lichen Verhältniſſen, ſei es im Militär, mit Deutſchen in 
Verbindung geſtanden hat, ſich, ſo weit ſein Bedürfniß 
dazu reicht, ſehr wohl auch in deutſcher Sprache verſtänd— 
lich zu machen. Somit bleibt nur ein verhältnißmäßig 
kleiner Bruchtheil der geſammten erwachſenen Bevölkerung 
Weſtpreußens übrig, der ausſchließlich polniſch oder, was 
keineswegs identisch iſt, kaſſubiſch verſteht. Und auch von 
dieſem Bruchtheil iſt es nicht wahr, daß Jeder, der ihm 
angehört, auf eine unmittelbare Verhandlung mit den 
Adminiſtrativbeamten und Richtern verzichten müſſe und 
daher lediglich auf die Vermittelung oft nur unzulänglich 
gebildeter Dolmetſcher angewieſen ſei. Denn es iſt 
nicht an dem, was die Petition behauptet, daß kein 
Adminiſtrationsbeamter und kein Richter die polniſche 
Sprache verſtehe. Freilich iſt die Zahl derer, welche ſie 
verſtehen, eine unzulängliche; aber das iſt doch nur zu 
ſehr geringem Theile die Schuld der Regierung, denn 
dieſe hat ſich, eine verhältnißmäßig kurze Zeit ausgenom⸗ 
men, immer Mühe gegeben, in den vorherrſchend pol⸗ 
niſchen Bezirken möglichſt viele des Polniſchen mächtige 
Beamte und Richter anzuſtellen. Aber unter denen, 
welche zu den Nationalpolen ſich rechnen, hat es immer 
nur eine ganz unzureichende Anzahl von Perſonen gege⸗ 
ben, welche die für eine Beamten und Richterſtellung 
nothwendige Bildung zu erwerben und zugleich im ſtaat⸗ 
lichen Dienſte für das Wohl ihrer eigenen Stamm- und 
Sprachgenoſſen zu verwerthen geneigt ſind. Unter den 
von deutſch redenden Eltern erzogenen Weſtpreußen oder 
gar unter den Deutſchen, die ihre urſprüngliche Heimath 
in den mittleren oder weſtlichen Provinzen haben, kann 
es ſelbſtverſtändlich immer nur wenige geben, denen eine 
amtliche Stellung unter einer vorherrſchend polniſchen 
Bevölkerung zu einer beſonderen Befriedigung gereichen 


möchte, und die allein aus dieſem Grunde eine Sprache 


erlernen ſollten, die für ihre allgemeine wiſſenſchaftliche 
Bildung einen ſo untergeordneten Werth hat, wie die 
polniſche. Wenn ferner geſagt wird, daß die preußiſche 
Regierung „zugleich mit der Okkupation die polniſche 
Sprache aus den höheren Schulen entfernt habe“, ſo iſt 
darauf zu erwidern, daß es zur Zeit der Theilungen Po⸗ 
lens unter den polniſchen höberen Schulen in Weſtpreu⸗ 
ßen keine einzige gab, welche dieſen Namen auch nur 
entfernt verdiente, und daß diejenigen höheren Schulen, 
welche dieſen Namen wirklich verdienten, aber nicht pol⸗ 


droht, bei denen ein zum Gebrauche in ihrem Gewerbe 
geeignetes, mit dem Stempel eines deutſchen Aichungs⸗ 
amtes nicht verſehenes Maaß oder Gewicht „vorgefunden? 
wird. 

— Die ultramontane Partei, die durch die 
Erklärungen des bayerſchen Kultusminiſters v. Lutz und 
durch den Sturz des Grafen Hohenwart ſo harte Schläge 
erhalten hat, macht gegenwärtig überall im Deutſchen 


| 
| 


Reiche die außerordentlichſten Anſtrengungen, um ihren 


Einfluß auf die Maſſen des Volks zu erhoͤben. Es ſind 
hier ſowohl wie in den Haupifigen der ultramontanen 
Agitation bedeutende Mittel aufgebracht worden, um ſpe— 
zifiſch katholiſche Zeitungen und Zeitſchriften zu gründen. 
Man nennt uns bereits zwanzig Zeitungen, die im Be— 
reiche Norddeutſchlands in nächſter Zeit in's Leben treten 
ſollen. Moͤchte die entſchiedene freiſinnige Partei ſich 
hieran ein Beiſpiel nehmen. 

— Parlamentariſches. Der Abg. v. Forcken⸗ 
beck iſt heute in den Reichstag eingetreten. — Die Bude 
getkemmiſſion ſetzte am Freitag Abend die Vorberathung 


des Geſetzentwurfes betr. die Bildung eines Reichskriegs- 


ſchatzes fort und führte dieſelbe zu Ende. Ueber $ 2 er⸗ 


hob ſich eine lange und ziemlich heftige Debatte; er lau⸗ 


tet: „Bei eingetretener Verminderung des Beſtandes von 
Vierzig Millionen Thalern iſt bis zur Wiedererreichung 
deſſelben der Reichskriegsſchaz durch Zuführung 1. der 
aus anderen als den im Art 70 der Verf ſſungsurkunde 
für das deutſche Reich aufgeführten Bezugsquellen fließen⸗ 


den (zufälligen) Einnahmen des Reichs, und 2) im Uebri⸗ 22 
gen nach der darüber durch den Reichshaushaltsetat zu 
Gegen die Ber 


treffenden Beſtimmungen zu ergänzen.“ 
ſtimmungen ſowohl wie gegen die Faſſung dieſes 8 trat 
eine ſtarke Oppoſition hervor. 


men, da es ſich doch nur um außerordentlich geringfügige 
„zufällige“ Einnahmen handeln könne. 


niſche, ſondern deutſche, von den deutſchen Bürgerſchaften 


in Danzig, Elbing und Thorn errichtete und unterhal⸗ 
tenes Schulen waren. Da in dieſen deutſchen Schulen 
früherhin im Intereſſe des Verkehrs mit der polniſchen 
Bevölkerung nebenher auch polniſch unterrichtet worden, 


Der Ausdruck 


Von einer Seite wurde 
beantragt, den ganzen Paragraphen zu ſtreichen, weiles un⸗ 
zuläſſig ſei, jetzt ſchon über künftige Ergänzungen Be 
ſtimmungen zu treffen, da doch die Möglichkeit vorliege, 
daß der Kriegsſchatz künftig einmal völlig üverflüſſig were 
den könne. Anderſeits erachtete man die Beſtimmung der 
Nr. 1 für zu unerheblich, um ſie in das Geſetz aufzuneh⸗ 


jo wurde dieſer Unterricht nicht willkürlich abgeſchafft, one 5 


dern er hörte auf, weil das Bedürfniß aufhörte. 
falſch iſt es, daß in der Elementarſchule die polniſche 
Unterrichtsſprache verboten worden ſei. 


den, weil es wohl in den deutſchen Städten und deut⸗ 
ſchen Landgemeinden Elementarſchulen gab, aber polniſche 
Elementarſchulen gab es überhaupt nicht, wenigſtens nicht 
auf dem platten Lande. Erſt unter der Regierung Frie⸗ 
drichs des Großen und feiner Nachfolger ift eine, zwar 
noch nicht hinreichende, aber immerhin viel größere An⸗ 
zahl von Elementarſchulen in Weſtpreußen eingerichtet 


Ebenſo 


Zur Zeit der 
„Okkupation? konnte fie ſchon darum nicht verboten wer⸗ 


worden, als ſich zu gleichen Zeiten in irgend einem flavie 5 


ſchen und ſelbſt romaniſchen Lande befand. In Betreff 
dieſer von der deutſchen Regierung, nicht aber von 
der ehemaligen polniſchen, auch nicht von den pol⸗ 
niſchen Gutsherren in Weſtpreußen errichteten Schulen 
iſt allerdings, und zwar pflichtgemäß, wenn auch nicht 
immer auf zweckmäßige Weiſe, darauf gehalten wor⸗ 
den, daß die deutſchen Kinder nicht poloniſirt, die polni⸗ 
ſchen aber ſo weit wie möglich in der deutſchen Sprache 
unterrichtet würden. Denn in dieſer ſie nicht unterrichten 
hieße, ſie von dem Verkehr mit ihren im Ganzen denn 
doch viel höher gebildeten und geſitteten deutſchen Staats⸗ 
genoſſen, ja es hieße, fie von der Quelle jeder höheren, 
allgemein menſchlichen Bildung ausſchließen. Aber ein 
Verbot des Polniſchen als Unterrichtsſprache für die nur 
polniſch verſtehenden Kinder iſt niemals erlaſſen worden, 
Wenn es freilich auch heute noch an einer genügenden 
Anzahl ſolcher Lehrer fehlt, welche die nur polniſch reden⸗ 
den Kinder zweckmäßig zu unterrichten verſtehen, ſo liegt 
die Schuld hauptſächlich daran, daß es unter den jungen 
Leuten polniſcher Abkunft äußerſt wenige giebt, welche 
Willens und fähig ſind das Amt eines Elementarlehres 
zu bekleiden. Möge 
ſchen“ Intereſſen der polniſchen Bevölkerung und ſein 


doch der Verein für die „morali⸗ 


Vorſtand in erſter Linie dafür ſorgen, daß die unter den 5 
„Nationalpolen“ ſo weit verbreitete Scheu vor der wiffen 


ſchaftlichen und techniſchen Ausbildung für den Beruf 75 


a 


„zufällige Einnahmen“ wurde als bedenklich und geignet 
bezeichnet, Konflikte herbeizuführen. Von Mitgliedern der 
Kommiſſion, die ſich für unbedingte Annahme der Vor⸗ 
lage erklärten, wurde betont, daß ſie nur dann in die 
Aufhehung des preußiſchen Staatsſchatzes willigen könn⸗ 
ten, wenn an deſſen Stelle eine dauernde Reichsinſtitution 
trete, mit Beſtimmungen, wie diejenigen, welche den Be⸗ 
ſtand des preußiſchen Staatsſchatzes ſicherten. Die Ver⸗ 
treter des Bundesrathes plaidirten für die Beibehaltung 
des 8 2, wenn ſie auch veränderte Faſſung zulaſſen woll⸗ 
ten. Bei der Abſtimmung wurde $ 2 mit 9 gegen 9 
Stimmen abgelehnt, indem der Abg. Schön (Hamburg) 
ſicch der Abſtimmung enthielt. — $ 3 wurde unverändert 
und darauf das ganze, ſo abgeänderte Geſetz mit 10 
gegen 8 Stimmen angenommen. — Darauf erledigte die 
Kommiſſion noch verſchiedene Etats. 
In ihrer heutigen Sitzung beſchäftigte ſich die Bud⸗ 
getkommiſſion mit der Ueberſicht der Einnahmen und 
Ausgaben des norddeutſchen Bundes pro 1870 und mit 
dem Geſetzentwurfe betreffend die Verwendung der Ueber⸗ 
ſchüſſe aus der gedachten Rechnungsperiode. Bei den 
Einnahmen und Ausgaben genehmigte die Kommiſſion 
einen Antrag des Abg. von Benda, den Reichskanzler zu 
erſuchen, dem Reichstage einen umfaſſenden Bericht über 
den Verlauf der Rinderpeſt in Form einer Denkſchrift 
vorzulegen. — Die Einnahmen und Ausgaben wurden 
genehmigt, ebenſo die Etatsüberſchreitungen, und ſchließlich 

der Geſetzentwurf betr. die Verwendung der Ueberſchüſſe 
mit allen gegen die Stimme des Abg. Richter angenommen. 

Dem Reichstage iſt nachſtehender Geſetzentwurf betr. 
die Ueberweiſung eiſerner Vorſchüſſe für die Verwaltung 
des Reichsheeres vorgelegt worden: $ 1. Der Reichshaupt⸗ 
kaſſe iſt aus der von Frankreich gezahlten Kriegsentſchädi⸗ 
gung die Summe von 6,270,000 Thlr. zu überweiſen, um 
die Verwaltung des Reichsheeres mit den erforderlichen 
eiſernen Vorſchüſſen auszuſtatten. § 2. Die Vertheilung 

dieſer Summe auf die einzelnen ſelbſtſtändig verwalteten 
Kontingente erfolgt nach dem Verhältniß der Friedens⸗ 
präſenzſtärke. — Veranſchlagt find die Vorſchüſſe für die 
dem norddeutſchen Bundesheere angehörigen Kontingente, 
mit Ausnahme des heſſiſchen, auf 4,637,634 Thaler, für 
die Kontingente Bayerns und Württembergs, ſowie für 
das badiſche Armeecorps u. die heſſiſche Diviſion, 1,383,477 
Thlr., für Elſaß⸗Lothringen 247,995 Thlr. 
— Die Petitions⸗Kommiſſion hielt heute ebenfalls 
Sitzung. Sie erledigte eine große Reihe von Petitionen 
von keinem allgemeinen Intereſſe durch Uebergang zur 


eines Lehrers an höheren, an Mittel- u. niederen Schulen 
endlich verſchwinden, und eben ſo die Scheu vor den 
Studien, die zur Erlangung, und mehr noch vor den 
Mühen und den Pflichterfüllungen, die zur Verwaltung 
der Staatsämter erforderlich find. Aber ſtatt deſſen er⸗ 
heben die Herren die allerungerechteſten, ja, zum Theil 
ſinnloſeſten Anklagen gegen die preußiſche Staatsverwal⸗ 
tung nach allen Richtungen hin, doch ſchwerlich in der 
Meinung, daß dadurch irgend etwas gebeſſert und der 
„moraliſche“ Zuſtand der unwiſſenden Menge irgend wie 
veredelt werde. Erreicht kann damit nur werden, daß die 
Menge mit Haß gegen die Regierung u. ihre deutſchen Mit⸗ 
bürger erfüllt wird. Man mag an der preußiſchen Ad⸗ 
miniſtration und Juſtiz, an jener ſchwerere, an dieſer 
leichtere Gebrechen zu rügen haben, aber das kann kein 
kundiger und wahrheitsliebender Mann leugnen: beide 
find im Großen und Ganzen, ſpeziell in Weftpreußen, von 
Anbeginn an der größte Segen auch für den ärmſten und 
unwiſſendſten Theil der polniſchen Bevölkerung geweſen. 
Was ſie Alles für denſelben gethan, welche Wohlthaten 
ſie ihm durch die Befreiung von dem Joche ſeiner frühe⸗ 
ren Herren erwieſen, welche Wege ſie ihm zur Erlangung 
eigenen Beſiges und höherer Kultur eröffnet hat, das 
hier im Enzelnen nachzuweiſen, iſt nicht nöthig. Ueber 
die polniſche Vergangenheit und im Gegenſaß zu ihr, 
über die deutſche Gegenwart mag in aller Kürze und 
Allgemeinheit nur noch Einiges bemerkt werden: 
Für das Wohl und Gedeihen des Landes hat die 
alte, polniſche Adminiſtration niemals Sorge getragen; 
nur das fiskaliſche und in der Regel mehr noch das 
eigene Intereſſe der Adminiſtrirenden lag ihr am Herzen. 
Eine Juſtiz, welche dieſen Namen wirklich verdiente, gab 
es nur in den ſich ſelbſt verwaltenden deutſchen Städten. 
Was es dagegen mit der polniſchen Juſtiz in Weſtpreußen 
auf ſich hatte, dies hat Friedrich der Große im Jahre 
1775 mit dem Worte bezeichnet: „In dieſem unglückli⸗ 
chen Lande kennt man nicht das Recht des Eigenthums. 
Statt aller Geſetze unterdrückt der Stärkere ungeſtraft den 
Schwächeren.“ Es ſah hier wo möglich noch ſchlimmer 
aus, als in der jetzigen Provinz Poſen. In dieſer aber 
ſagte mir ſchon in den erſten dreißiger Jahren ein ſehr 
eelfriger Nationalpole, der 1830 und 1831 für die Wieder⸗ 
herſtellung des Polenreiches tapfer und mit Auszeichnung 
gekämpft hatte: „Die Verwaltung und Juſtiz im alten 
Polen iſt ſehr ſchlecht geweſen; die preußiſche dagegen iſt 
eine vortreffliche, ich habe an ihr nichts auszuſetzen, als 
daß ſie eben eine preußiſche und nicht eine polniſche iſt.“ 
Aber, der dies ſagt, war auch ein erfahrener und ſehr 
gebildeter Mann, deſſen geſammte Handlungsweiſe zugleich 
er Ausdruck einer hohen und edlen Humanität war, und 
der, was bei einem Polen wohl hervorzuheben iſt, als ein 
intelligenter und ſorgfältiger Landwirth ſich bewährte, als 
x einer, der den beiten deutſchen Landwirthen vollkommen 
gleich kam. Einem ſolchen Manne gegenüber höre man 
nun unſere jetzigen weſtpreußiſchen Polenführer! 
(Schluß folgt.) 


Tagesordnung. — Die Petition der weſtphäliſchen Synode 
wegen Beſeitigung der Sonnkagsarbeit in den Fabriken, 
Werkſtätten und auf dem Felde ꝛc. wurde, da dieſelbe in 
ihrer großen Allgemeinheit keine Veranlaſſung zur Anre⸗ 
gung geſetzlicher Feſtſtellung biete, als zum Vortrag im 
Plenum ungeeignet erachtet, obwohl in der Diskuſſion 
über dieſe Petition die Erhebung einer Ueberſicht über 
den Umfang der Sonntagsarbeit als wünſchenswerth be⸗ 
zeichnet wurde. — In Betreff der Petition des Vereins 
Deutſcher Stromſchiffer in Berlin wegen Regulirung der 
alten und Herſtellung neuer Waſſerſtraßen im Deutſchen 
Reiche wurde beſchloſſeu, dieſelbe dem Plenum mit dem 
Antrage auf Uebergang zur Tagesordnung aus den bereits 
vom Norddentihen Reichstage im Jahre 1867 adoptirten 
Gründen vorzutragen. Der Bundeskommiſſar Geh. Rath 
Dr. Achenbach ſprach ſich hierbei gegen ein direktes Ein⸗ 
greifen von Reichswegen aus; Aufgabe ſei der Reichsver⸗ 
waltung hier mehr die Vermittelung. Ueber dieſe Peti⸗ 
Ban wird ſchriftlicher Bericht an das Plenum erſtattet 
werden. — 


Ausland. 


Paris, 27. Oktober. Wie verlautet, iſt Graf de 
Choiſeul, bisher franzöſiſcher Geſandler in Florenz, dazu 
beſtimmt, Frankreich in Zukunft in Berlin zu vertreten. 
Der Miniſter des Aeußern, Graf de Remuſat, hat bes 
reits in Berlin die Anfrage geſtellt, ob dieſe Perſönlich⸗ 
keit angenehm ſei. Dies geſchah aber nur der Form hal⸗ 
ber, da es ſchon bei der Anweſenheit Pouyer⸗Quertier's 
in Berlin abgemacht wurde, daß Herr de Choiſeul Frank⸗ 
reich in Berlin vertreten werde. 

Die bonapartiſtiſche Agitation iſt in vollem Gange. 
Die Zahl der Zeitungen, welche die Wiederherſtellung des 
Kaiſerreichs direkt oder indirekt befürworten, wächſt zu⸗ 
ſehends, in Paris allein dient die Hälfte der Journale 
den Angriffen gegen die Regierung des Herrn Thiers, und 
in der Armee ſympathiſirt der weitaus größte Theil der 
Offiziere mit denjenigen, welche ſich zum Umſturz der 
Republick verbunden haben. Der Exkaiſer ſelbſt unterftügt 
dieſe Bewegung mit allen Kräften, wiewohl er ſich den 
Anſchein zu geben weiß, als beobachte er lediglich eine 
reſervirte und abwartende Haltung; er ſpricht nur von 
dem Schmerze, die Geſchicke Frankreichs dem Zufall der 
Ereigniſſe, der Wuth der Parteien, der Schwäche der am 
Ruder ſtehenden Männer und den unverſöhnlichen Forde⸗ 
rungen des Auslandes überliefert zu ſehen. Der Zweck 
dieſes heuchleriſchen Lamentums liegt auf der Hand: die 
Franzoſen ſollen zu dem Glauben verleitet werden, daß 


die Reſtauration der Napoleoniſchen Regierung das herbe 


Schickſal Frankreichs lindern und eine Abſchwächung der 
Friedensbedingungen herbeiführen könnte Natürlich wird 
die Leichtgläubigkeit der Franzoſen vortrefflich benutzt wer⸗ 
den können für die Zwecke der Napoleoniſchen Dynaſtie, 
und es wäre gar nicht zu verwundern, wenn ſchon in 
den nächſten Tagen die Chancen der Napoleoniden ſich 
erheblich beſſer ſtellen, denn Thiers wird ebenſo wenig 
wie irgend ein Anderer im Stande ſein, die Wünſche der 
Franzoſen auf Herabſetzung der Kontribution und ſchleuni⸗ 
gere Räumung des franzöſiſchen Gebiets von der deutſchen 
Occupation zu befriedigen. Die Unzufriedenheit mit der 
Regierung des Hrn. Thiers muß alſo naturgemäß zuneh⸗ 
men, wenn die Wühlerei fortdauert, und es iſt ſomit 
durchaus nicht unwahrſcheinlich, daß Frankreich in Bälde 
eine neue Kataſtrophe erlebt, die mit der Reſtauration 
des Napoleoniſchen Empire endigt. 

Die Räumung der ſechs Departements, welche nach 
der in Berlin abgeſchloſſenen Konvention von den Deut⸗ 
ſchen frei gegeben werden, ſchreitet raſch vorwärts und 
ſoll bis zum 28. beendet ſein. Dijon bleibt noch bis 
zum 27. beſezt; dagegen find aus La Fere, Soiſſons, 
St. Quentin, Laon und Chauny die Deutſchen bereits 
abgezogen. Am Tage vor dem Abzuge aus St. Quentin 
hatte der deutſche Kommandant folgende Bekanntmachung 
an den Mauern der Stadt anſchlagen laſſen: 

Mittheilung der deutſchen Behörde. Herr Maire! 
Der Herr Major hat dem Offiziere des Nachtrabes den 
Befehl gegeben, von der Schießwaffe Gebrauch zu machen, 
falls die Truppe, welche morgen abzieht, inſultirt wird. 
Ich bitte Sie, dieſen Befehl den Bewohnern der Stadt 
bekannt zu machen, um jede Unannehmlichkeit zu vermei⸗ 


den. 

Es kam jedoch beim Abmarſch zu keinem Konflikt. 
Die franzöſiſchen Truppen rückten um 9 Uhr inmitten 
einer 2 25 Volksmenge ein. Der Maire empfing den 
Bataillonschef und drückte ihm ſein Bedauern aus, daß 
noch 6 Departements beſetzt ſeien. Dieſer antwortete, 
daß man durch die Eintracht des Volkes und der Armee 
Frankreichs eine „glänzende Revanche“ erhoffen könne. 
Daß ein Bataillonschef an der Spitze feiner Truppe der⸗ 
gleichen die Regierung des Landes kompromittirende Aeu⸗ 
ßerungen ſich erlaubt, zeigt, wie ſchlecht es noch immer 
mit der Disziplin beſtellt iſt. 

Paris. Gelegentlich des Abzuges der deutſchen 
Truppen bemerkt der Korreſpondent der „Morning⸗Poſt“: 
„So weit ich in Erfahrung bringen kann und ſoweit 
meine perſönliche Beobachtung reicht, haben ſich die deut⸗ 
ſchen Truppen durchaus lobenswerth aufgeführt. Ruhig, 
nicht aufdringlich, nüchtern ſaßen ſie beiſammen, wenn 0 
keinen Dienſt hatten, rauchten ihre Pfeife und tauſchten 
meiſt ihre Gedanken über die Heimath aus. Sie hatten 
Ordre, möglichſt wenig zu den Franzoſen zu ſprechen und 
ſich an giftige Blicke und beleidigende Aeußerungen nicht 
zu kehreu. Die Okkupation führte zu weniger Zuſammen⸗ 


ſtößen als man hätte erwarten ſollen, und ganz ſicher zu 
wenigern als zu der Zeit, wo die Alliirten Frankreich in 
den Tagen Napoleons 1. beſetzt hielten.“ A 

Großbrittanien. London. Die „Morning 
Poſt“ widerlegt ein geſtein vielfach in Umlauf geweſe? 
nes Gerücht, daß in Folge der ernſtlichen Unpäßlichkeit 
der Königin eine Regentſchaft mit dem Prinzen von 
Wales an der Spitze eingeſetzt werden, oder daß zum 
Mindeſten der Thronerbe mit der Königin gemeinſchaft⸗ 
lich die königl. Prärogative ausüben ſolle. „Die Ger 
ſundheit der Königin“ — ſagt die „Poft“ — war ein 
Gegenſtand der Beſorgniß und des Bedauerns, aber it 
keineswegs eine Sache für ernſtliche Beſtürzung. Der 
Charakter Ihrer Majeſtät iſt wohl bekannt. So lange, 
als ihr die Macht bleibt, ihre Functionen zu erfüllen, 
wird fie nicht ein Jota ihrer Pflichten umſtoßen oder eine 
einzige Verantwortlichkeit der Krone jemand Anderm 
übertragen. Das geſtrige Gerücht verſchwindet daher mit 
der jährlichen Ernte herbſtlicher Fietionen.“ 

In Chatam führt das königliche Geniecorps gegen“ 
wärtig im Beiſein des Herzogs von Cambridge und die 
ler diſtinguirter fremder Officiere Belagerungsmanöver in 
großartigem Maßſtabe aus. 

E — 


Provinzielles. 


Elbing, 28. Oct. Zu der durch die Verſetzung 
des Herrn Kuſch vacant werdenden erſten Lehrerſtelle an 
der zweiten katholiſchen Schule hat ſich der Lehrer Ru- 
dau gemeldet, er hat aber in Bezug auf die Erklärung 
über das Unfehlbarkeitsdogma ein abgekürztes Verfahren 
eingeſchlagen. Er hat nämlich die Anfrage des Magiſtra⸗ 
tes nicht abgewartet, ſondern die gewünſchte Erklärung 
gleich beim Meldungsſchreiben und ohne jeſuitiſche Claus 
ſeln pränumerando abgegeben. Wie man hört, warten 
andere hieſige Lehrer nur auf die Gelegenheit, um eine 
ähnliche Erklärung abgeben zu können. ‚A 

Weſtpr. Ztg. Die von Dr. Jütting zu Einbeck n 
Gemeinſchaft mit dem Vorſtande des Hanoverſchen Pre“ 
vinzial⸗Vereins entworfene Petition in Betreff der Dota “ 
tions⸗Angelegenheit der Lehrer an Se. Maj. den Kaiſer, 
den Reichstag und an das Abgeordnetenhaus iſt fertig 
und ſoll dem Drucke übergeben werden. Von mehr als 
18,000 Lehrern find dem für das Wohl der Lehrer une“ 
müdlichen Verfaſſer Zuſtimmungs⸗Adreſſen zugegangen u. 
man hofft auf einen guten Erfolg, da die Beweisgründe 
kurz und wahrheitsgetreu ſind. Herr Dr. Jütting wünſcht, 
daß die Vorſtände aller Lehrervereine der einzelnen Pro? 
vinzen ihm ihre Adreſſen zugehen ließen, damit ihnen di 


Locales. 


— Yoftperfonenbeförderung. Vom 1. November er. ab wird 
in Folge Verordnung des kaiſerl. General⸗Poſtamts bei den 
Perſonenpoſten zwiſchen Gneſen und Thorn und Trzemeszno 
und Thorn das Perſonengeld von 6 Sgr. auf 7½ Sgr. pr 
Perſon und Meile erhöht. 

— Handwerkerverein. Der Vortrag, welchen Herr Prof. Dr. 
Fasbender am 26. d. M. über die neuen Maaße und Gewichte 
zu halten die Güte. hatte, hatte eine recht zahlreiche Zuhörer 
ſchaft herbeigezogen, welche denn auch durch die große Klarheil 
der Darlegung ihre Erwartungen vollſtändig erfüllt ſah und 
durch die jo faßlichen Auseinanderſetzungen des Herrn Vortta 
genden die Ueberzeugung von der großen Leichtigkeit u. Beque 
lichkeit gewann, mit welcher die neue Einrichtung ſich in der Br. 
Praxis wird anwenden laſſen. Dabei trat es als beſonder - 
Vorzug des Vortrages hervor, daß Herr F. für die Umwan CR 
lung der alten in die neuen Maaße viel leichtere Hursmitt — 
und Rechnungsweiſen zeigte, als man ſie in den gedruckten 
leitungen angegeben findet, was denn auch viele der Zuhörer 
zu der mit dem Dank verbundenen Bitte veranlaßte, daß Her“ 
F. die von ihm mündlich gezeigten Regeln und Berfahrund 4 
arten durch den Druck bekannt machen möge, ein Wunſch, we 6 3 
chen wir hier nochmals öffentlich ausſprechen. Im Auſchtn 9 
an dieſen theoretiſchen Vortrag wird am 2. November Hern 
Orth die neuen Maaße und Gewichte und das bei Aichuns 
derſelben zu beobachtende Verfahren practiſch erläutern u 
dabei auch die darüber ſprechenden Geſetze zur Erörterung 
bringen. Es iſt ſehr zu empfehlen, daß auch bei dieſem ber 
trag Niemand fehle, der das Intereſſe genauer Belehrung ü 
dieſen wichtigen Punkt des Verkehrslebens fühlt. 1 

— Liſcabahnbetriebströffaung. Einer langerſehnten und g 
wünſchten Nachricht zufolge wird mit dem 15. November d. 1 
die Bahnſtrecke Thorn⸗Jablonowo eröffnet, und treten alsde 
die Stationen Turzno, Schönſee, Briefen und Jablonowo f BE: 
ſämmtliche Güter in direkten Verkehr mit den übrigen Stau 17 
nen der Oſtbahn. Durch dieſe anerkennenswerthe Maß ren. 
der Direction ſtellt ſich die Fracht nicht nur billiger, ae 
gebrochenen Verkehr, ſondern es fallen auch die dem Publi / 
durch die Zwiſchenſpedition fonft erwachlenden Spefen an Reute 
Proviſion ꝛc. fort. Es liegt daher im Intereſſe eines I 
ſowohl beim Empfang, als auch beim Verſand von Gütern 
directen Verkehr zu wählen. ge 

— Pochen. Im Intereſſe der Bekämpfung der herrſ in 
den Epidemie und zur Beſtätigung der in voriger Woche 
dem betreffenden Eingeſandt mitgetheilten Anſchauung kane . 
wir nachſtehendes, der National⸗Zeitung entnommene Berli a 
Referat unfern Leſern mit: wo 

Dem bieſigen Polizei⸗Präſtdium ift aus einem Dorfe ,. 


„ er 
die Pocken graſſirten und faſt alle Patienten ſtarben, die 1 2 7 77% 


ge Thatſache mitgetheilt worden, daß der Arzt in der 
weiflung die ſchon inficirten Pockenkranken mit dem Gifte 
zn in Blüthe ſtehenden Pocken geimpft und bei allen jo Ge⸗ 
A alten keinen Todesfall mehr gehabt habe. Ein Fall, der mir 
' er Praxis erinnerlich iſt, ſpricht für dieſe Thatſache, 
N an Impfen ſelbſt bei vorhandener Infection noch nützlich ſein 
1 N In einem Haufe, wo ich Familienarzt war, brachen die 
55 alen aus; unter den Kranken war einer mit ſchwarzen Blat⸗ 
ene Ich impfte alle Inſaſſen mit Kuhpockenlymphe, worunter 
ihr vi rau, die ihrer Entbindung nahe war. ES gingen bei 
En. ie Pocken ſehr gut auf. Trotzdem bekam fie während ihrer 
a dung die Pocken in hohem Grade; fie war alfo ſchon 
be rl. Die Mutter genaß, aber ein ſeltener Fall der Pocken 
ie öchnerinnen, und auch das Kind blieb geſund. — Es 
die ut zweckmäßig, wenn zur Bekämpfung der Pocken⸗Epidemie 
Van zen Regimenter in den Kaſernen, alle Fabrikarbeiter in 
Ferſdobrten, die Kinder in den Schulen ꝛc. mit ſummariſchem 
die ahren geimpft würden, denn auf die Verſicherung hin, daß 
be, Revaceination ſchon geſchehen ſei, kann man nicht immer 
ua Auch iſt hier keine Rückſicht auf perſönliche Freiheit 
S g, wo Ein Kranker Leben und Geſundheit einer großen 
gemeinde gefährden kann. Dr. W. 
Nei — Der von unſerm verehrten Mitbürger, Abgeordneten zum 
de chstage Herrn Juſtizrath Dr. Meyer in der Plenarſitzung 
5 Üben am 27. d. M. gehaltene Vortrag, der eine nochmalige 
Saure ung des Rayorgeſetz⸗Entwurfs durch eine Comiſſion des 
dnl rede und erſprießlichen Weges auch erzielte, lautet 
} Abg. Meyer (Thorn): Seit 22 Jahren ſind die Beſchwer⸗ 
1 ber die Härten der Beſchränkungen des Grundeigenthums 
6 NM er Umgebung von Feſtungen und über den Mangel an Ent⸗ 
Tri gung für dieſelben nicht von der Tagesordnung verſchwun⸗ 
schaf endlich ſehen wir heute eine Vorlage vor uns, die Abhülfe 
e ſoll. Spät kommt ſie, doch ſie kommt — wobei wir 
af ſchieden laſſen wollen, ob der weite Weg ihr Säumen 
gliſchuldigt. Die Beſchwerden waren namentlich dadurch fo 


4 werden wir hier vorzugsweiſe zu rekurriren haben, da der 
7 eitem größte Theil der deutſchen Feſtungen in Preußen 
A 0 ie Frage der Entſchädigung keineswegs unzweifelbaft 
Men In den Jahren 1849 bis 1850 wurde von den Gerichts⸗ 
ane angenommen und ſelbſt von dem Kompetenzgerichtshof 
h kannt, daß dem Staate eine Entſchädigungspflicht obliege, 
erſt 1850 iſt durch einen Beſchluß des Obertribunals das 
gentbeil als geltendes Recht ausgeſprocher worden. Im 
re 1869 kam die Materie im norddeutſchen Reichstage zur 
khandlung. Der Abg. Kratz ſtellte damals zwei Anträge, 
denen der erſte die Vorlage eines Geſetzes forderte, der 
(weil der Bundesrath dieſer Aufforderung inzwiſchen 
utſprochen hatte) ſelbſt einen Entwurf vorlegte. Dieſer 
durf fand damals nicht die Zuſtimmung des Bundesrathes, 
and die Entſchädigungspflicht des Staates Anerkennung 
Reichstag glaubte deshalb mit Recht, daß von dieſem 
n, dem 1. April 1869, alle Entſchädigungsanſprüche zu 
ſeien. Im Jahre 1870 wurde uns vom Bundesrathe 
zur Bere ge gemacht, jedoch ſo ſpät, daß dieſelbe nicht mehr 
mi. Jerathung kommen konnte; dieſer Entwurf iſt es, der uns 
fe unweſentlichen Abänderungen heute wieder vorliegt. Ein 
„derer Plan, das Rayongeſetz mit einem allgemeinen Expro⸗ 
g tionggeſetz zu verbinden, iſt hiernach aufgegeben, dagegen iſt 
Geſetz mit einer Reviſion des Rayonregulativs in Verbin⸗ 
mand gebracht. Es iſt dankbar anzuerkennen, daß die Vorlage 
4 uche Erleichterung gewährt, z. B. die Aufhebung der vor⸗ 
icht Genehmigung bei Reparaturen und dergleichen, die 
ben alte Frage aber bleibt, ob fie den früheren Verſprechun⸗ 
mit 55 ausreichenden Entſchädigung entſpricht. Wenn man 
em Prinzip, daß der Fiskus entſchädigen müſſe, die Art 
ſo e as Maß derſelben in der Vorlage in Verbindung bringt, 
m Beben ſich die allerwichtigften und erheblichſten Bedenken. 
Gru ſogennante gemeine Kaufwerth fol der Entſchadigung zu 
ei ade gelegt werden. Der Begriff dieſes Kaufwerts iſt aber 
lich außerordentlich ſchwankender, namentlich bei der eigenthüm⸗ 
ö omenklatur des preußiſchen Rechts, das hier im Vor⸗ 
au kund ſteht, da die überwiegende Mehrzahl der Feſtungen 
nei meußiſchem Gebiet liegt. Verſteht man unter dem allge⸗ 
die bed Kaufwertb den Subſtaugwerth d. h. den Werth, welchen 
an betreffende Landfläche, wie fie daliegt, an dem Tage hatte, 
em die beabſichtigte Befeſtigungsanlage durch den Reichs⸗ 
Ar im Reichsgeſetzblatte bekannt gemacht wurde, fo 
0 int man, oder kann man doch zu falſchen Reſultaten kom⸗ 
N ngenommen, eine Stadt mit reichem gewerblichen Le⸗ 
geri olle Feſtung werden, ſo kann ein Stück Land von äußerſt 
em Werth dadurch einen höheren Werth haben“, daß 


Jnſerate. 


Griechen-Halle. 
Heute den 31. Detober! 


Wurftpieknick, 
muſikaliſcher Abendunterhaltung von 
der Geſellſchaft Dietter. 
Gleichzeitig 

Griechen⸗Bier 
aß. F. Mintner. 


N bird Tivoli 
Den 5 1. November ab geſchloſſen. 
eri t D ern 
gebenen Dartı u, 
heundl. Zimmer zu verm. Bäckerſtr. 
50/%½ 1; zu erfr. bei Landrath Hoppe. 


Pelze ſind 3. verk. Tuchmacherſtr. 185. 


nl 


wet 


150 


dienen geworden, daß nach altpreußiſchem Recht und auf 


Von heute ab 
pöckeltes Schweinefleiſch zu haben à Pfd. 
5 Sgr., Seglerſtraße No. 140. 


Bayriſch Lager-Bier. 
30 Fl. für 1 Thlr. bei 


friſche Fleiſch-, Grüg- und Leberwurſt. 


Dominium Piontkowo 
bei Schönſee hat 


fette Schaafe 


Mehrere Gypsſiguren nebſt Con: 
ſolen u. ſ. w. verkaufe billig. 
1 Lehrling ſucht 
P. Rosenfeldt, Bildhauer. 


nach vernünftiger Annahme eine heranwachsende Stadt bis zu 
dieſer Stelle denkbar iſt. Es iſt eine bekannte Erfahrung, daß 
die Städte heutzutage nicht blos nach den Grundſätzen der all⸗ 
gemeinen Bevölkerungszunahme, ſondern grade bei den größeren 
Städten in einem verhältnißmäßig höheren Prozentſatz wachſen. 
In gewiſſen unbebauten Gegenden um Berlin z. B. wird das 
ſchlechte Sandland viel theurer bezahlt, als nach ſeinem eigent⸗ 
lichen Nutzungswerth. Auf Grund dieſer Berechnung haben 
nicht einzelne Grundſtücke, ſondern ganze Landſtriche einen 
höheren Kaufwerth. Deshalb iſt der Ausdruck „gemeiner Kauf⸗ 
werth' unglücklich gewählt; denn das preußiſche Recht ſagt: der 
Nutzen, welchen die Sache einem jeden Beſitzer gewähren kann 
iſt ihr gemeiner Werth.“ Man kann ſich Fälle denken, in 
denen dieſer Ausdruck gar keiner vernünftigen Auffaſſung Raum 
läßt. Wenn ich alſo dieſem Prinzip der Entſchädigung durch 
den gemeinen Kaufwerth eine begriffliche Aenderung wünſche, 
ſo iſt auch die Art der Feſtſtellung eine mangelhafte. Es heißt: 


beide Theile ſollen ſich über einen Sachverſtändigen einigen, 


thun ſie es nicht, ſo wählt jeder einen beſondern und den drit⸗ 
ten ernennt der Kommiſſarius der betr. böberen Civilverwal⸗ 
tungsbehörde, d. h. der Fiskus ernennt zwei, der zu Entſchädi⸗ 
gende nur einen Sachverſtändigen, und das iſt entſchieden un⸗ 
billig. Ich komme auf die Art der Entſchädigung, es ſoll nicht 
entſchädigt werden in Kapital, ſondern in Rente. Anſcheinend 
iſt das ein ſehr rationeller Gedanke, aber je mehr ich darüber 
nachdenke, deſto zweifelhafter wird es mir. Wird mir beiſpiels⸗ 
weiſe ein Rayongrundſtück um 1000 Thlr. geſchmälert, ſo wäre 
ich gezwungen einen Theil meines Vermögens im Betrag von 
1000 Thlr. in Grund und Boden angelegt zu balten. Das wäre 
aber ein ungerechtfertigter Zwang. Noch deutlicher wird die 
Härte, wenn man ſich aus der Vorlage überzeugt, daß dem 
Fiskus unter Umſtänden ein Wahlrecht gewährt iſt. Iſt dem 
Fiskus die Entſchädigungsrente zu hoch, jo kann er nach $ 21 
das Grundſtück expropriiren. Ein gleiches Wahrecht müßte 
aber nach Recht und Billigkeit auch der anderen Partei zu⸗ 
ſtehen. Zugleich iſt mit der Rente eine erzwungene Amorti⸗ 
ſation verbunden; ich weiſe Sie auf die bezüglicken Para⸗ 
graphen hin. Alle dieſe Geſichtspunkte müſſen uns dahin brin⸗ 
gen, daß wir den Entſchädigungsberechtigten beſſer ſtellen. Der 
Prozentſatz von 4 Prozent als Norm für das Einkommen aus 
Grund und Boden, erſcheint zu geringe. In einzelnen Gegen⸗ 
den wie in Mecklenburg, Schleswig⸗Holſtein Oldenburg u. ſ. 
w. mag er der Sachlage eniſprechen, in den meiſten andern 
Theilen Deutſchlands entſpricht er der Sachlage nicht; er iſt 
zu gering und wird einer Erhöhung bedürfen. — Anfangs 
glaubte ich, durch die Armirungsentſchädigung würde etwas 
Weſentliches gewährt. Dieſe Idee hat ſich nach eingehen⸗ 
derem Studium der Vorlage außerordentlich verkleinert. 
Eigentlich hat die Armirungsentſchädigung nur den Charakter 
einer tranſitoriſchen Beſtimmung. Ihre Ausnahmen ſind ſo 
häufig, daß die Entſchädigung eigentlich zur Ausnahme und die 
Nichtentſchädigung zur Regel wird. Sehen Sie den Schluß 
des § 24 an, jo werden Sie finden, daß nicht entſchädigt wird 
bei allen Anlagen, welche gemacht werden nach erfolgter öffent⸗ 
licher Auslegung des Rayonplanes, und auch diejenigen Bau⸗ 
ten werden keine Entſchädigung bekommen, welche bei beſteben⸗ 
den Feſtungen bereits beſtehen; denn das ſagt Nr. 1 der Aus⸗ 
nahmen. Und in der Praxis wird eine Bauerlaubniß nur 
ertheilt, wenn der Beſitzer zugleich die Verpflichtung übernimmt 
im Falle der Armirung ſofort ohne Entſchädigung abzubrechen. 
Dieſe Armirungsentſchädigung wird alſo nur bei den Grund⸗ 
ſtücken gewährt, welche zur Zeit der Feſtſetzung neuer Rayons 
bereits in dieſen Rayons liegen und bei einer etwaigen Armi⸗ 
rung dem Untergang gewidmet werden. — Die gründliche Er⸗ 
wägung dieſer und ähnlicher wichtiger Punkte iſt im Plenum 
nicht wohl durchzuführen, daher die Verweiſung der Vorlage 
an eine Commiſſion von 21 Mitgliedern unerläßlich erſcheint. 


— Das Kreisblatt Nr. 86 bringt eine Mittheilung von dem 
am 24. d. M. Nachts erfolgten Ableben des Herrn Stadtraths 
Roſenow an die Kreisbewohner Seitens des Kgl. Landraths 
Herrn Hoppe unter ehrendem Gedächtniß des Verſtorbenen in 
ſeiner vielſeitigen jahrelangen Amtsthätigkeit, neben welcher er 
ſich mit Unermüdlichkeit und Einſicht auch als Mitglied des 
Kreistages und der meiſten kreisſtändiſchen Commiſſionen 
aller Mühen ſtets anerkennenswerth unterzogen habe. Dann 
folgt eine General-Anordnung binſichts der in der Nacht vom 
30. November zum 1. December d. J. vorzunehmenden Reichs⸗ 
Volkszählung, wozu die Ortsbehörden Inſtructionen ſowie das 
Zählungs⸗Formular- Material aus dem Kgl. Landraths⸗Amte 
bis zum 9. Novb. er. abzuholen haben. 

— Lotterie. Bei der am 28. October fortgeſetzten Ziehung 
der 4. Kl. 144. Kgl. Preuß Klaſſen⸗Lotterie fiel ein Haupt⸗ 


iſt täglich gutes ge⸗ 


J. Wistrach. Hand zu verkaufen. 


W. Pietsch. 


Heute Abend Lambeck zu haben: 


W. Thomas, 
Schuhmacherſt. 425. 


zum Verkauf. 


Das Grundſtück, 


Neuſtadt, Gerechteſtraße 102, iſt aus freier 


Reflectanten wollen ſich an Herrn 
Kreisgerichts-Rendanten Rüdiger wenden. 


In der Buchhandlung von Ernst 


4 Wand⸗Cabellen 


zur Umwandlung der alten Maaße u. 
Gewichte in die durch die neue Maaß⸗ 
u. Gewichts Ordnung für den norddeutſchen 
Bund feſtgeſtellten 
neuen Maasse und Gewichte. 
Bearbeitet von 
L. Fritze, Seminarlehrer. 
Preis aller 4 Tabellen 6 Sgr. 


Im. Z. (a. m. Bel.) z. vrm. Brückenſtr. 18,3 Tr. 


gewinn zu 10000 Thlr. auf Nr. 71763. 1 Gewinn zu 5000 
Thlr. auf Nr. 68695. 1 Gewinne zu 2000 Thlr. auf Nr. 80. 

40 Gewinne zu 1000 Thlr. auf Nr. 573, 1224, 4135, 4182, 
4195, 4701, 5894, 5915, 6258, 6413, 8307, 12272, 12605, 14229, 
15181, 21144, 22567, 23740, 30130, 33181, 33183, 33512, 34845, 
41296, 41728, 43036, 47341, 47426, 53391, 55276, 59151, 62190, 
64075, 64305, 65005, 65507, 77781, 84835, 86334, 92382, 

52 Gewinne zu 500 Thlr. auf Nr. 1012, 200, 3076, 4299, 
5915, 6905, 7206, 9539, 10235, 12109, 23583, 24663, 26754, 
27569, 28830, 28970, 29503, 29908, 30556, 34128, 35705, 39446, 
39633, 40694, 41038, 41219, 42188, 42279, 43518, 43739, 47736, 
51108, 51133, 51693, 57961, 59066, 60171, 61069, 66732, 67257, 
67846, 68115, 68282, 69170, 69282, 71498, 73565, 75458, 82473, 
83473, 88105. 


—Treubife Fonds 


Berliner Cours am 21. October. 


Nordd. Bundes⸗Anleihe 5% 101% B. 

Conſolidirte Anleihe 4½ % 100 ½ bz. 

Freiwillige Anleihe 4½ 00% 99/ G. 

Staatsanleihe von 1859 5% „ 100% 0 
do. do. 1854, 55, 57, 59, 64, 67, 68 Lit. B. 

do. do. 67 Lit C. 4½% 100 bz. 

do. do. 1850 52, 53, 68 40% . 93 dz. 

taatsſchuldſcheine 31 0h . . . - 5 855% bz. 

Präm.⸗Anleihe von 1855 3b . 118½ bz. G. 

Danziger Stadt⸗Obligationen 5% . 102 bz. 

Pfandbriefe, Oſtpreußiſche 3719 eh 

do. S 90% bz. 

do. hu. 5 Ta 

do. 50%%0 101% bz. 

Pommerſche 30% 80 ½ bz. 

do. 4 . 90 bz. 

do. 4 % 978 bz. 

Poſenſche neue 4% 2.2... . 91 B. 

Pfandbriefe Weſtpreußiſche 3% 79 ½ bz. 

do. . . 89 ½ G. 

Pfandbriefe Weſipreußiſche 4% . 95% bz. 

Preußiſche Rentenbriefe 4% . . 938 9 bz. 


Getreide-Markt. 
Eboru, den 30. October. (Georg Hirſchfeld.) 

Wetter: heiter. Mittags 12 Uhr 4 Grad Wärme. 
Wenig Zufuhr. Preiſe feſt. 

Weizen bunt 126—130 Pfd. 73—76 Thlr., hellbunt 126—130 
Pid. 78—80 Thlr., hochbunt 126-132 Pfd. 81 82 Thlr. pr. 
2125 Pfd. 

Roggen, feſt 122 — 125 Pfd. 50 — 52 Thlr. pro 2000 Pfd. 

Erbſen, Futterwaare 48—50 Thlr., Kochwaare 52-54 Thlr. 
pro 2250 Pfd. 

Spiritus pro 100 Qrt. 21-22 Thlr. 

Ruſſiſche Banknoten 83/6, der Rubel 27 Sgr. 10 Pf. 

Hanzig, den 28. October. Bahnpreiſe. 


Weizenmarkt: matt, Preiſe ſchwach behauptet. Zu notiren: 
für ordinär u. bunt 120123 Pfd. von 70 73 Thlr, roth 


126 — 132 Pfd. von 75 — 80 Thlr., hell⸗ und hochbunt und 
glaſig 125—132 Pfd. von 80 —84 Thlr, weiß 126-132 Pfd. 
von 83-85 Thlr. pro 2000 Pfd. 

Roggen, träger, friiher 120—125 Pfd. von 52/½—55½ Thlr. 
2000 Pfd. 

Gerſte kleine nach Qualität 100 — 108 Pfd. von 44—48 Thlr. 
große nach Qualität 106 — 112 Pfd. von 47 — 51 Thlr. pr. 
pro 2000 Pfd. 

Erbſen, nach Qualität 52—56 Thlr. pr. 2000 Pfd. 

Hafer ſchwach zugeführt u. nach Qualität von 40 — 42 Thlr. 
pro 2000 Pfd. 

Spiritus ohne Zufuhr. 

Stettin, den 28. October., Nachmittags 1 Uhr. 

Weizen, loco 68—82, per Oktober 82 B., pr. October⸗ 

November 81% per Frühjahr 82½. 


Roggen, loco 57 — 59, per October 58, October⸗-November 5 


58, per Frühjahr 58. 

Rüböl, loco 100 Kilogr. 28½ Br., per Oktober 100 Kilogr. 
275/6, per Oetbr.⸗Novbr. 100 Kilogramm 275/, per April⸗ 
Mai — Br. 

Spiritus, loco 2/2, per October 2216, per Frühjahr 21¼. 


Amtliche Tagesnotizen. 
Den 29. October. Temperatur: Wärme 4 Grad. Luftdruck 28 


Zoll 3 Strich. Waſſerſtand 1 Fuß 8 Zoll. 
Den 30. October. Temperatur: Wärme 3 Grad. Luftdruck 28 
Zoll 2 Strich. Waſſerſtand: 1 Fuß 7 Zoll. 


Ein anſt. Mädchen, das 3½ J. i. e. 
der hieſ. Modegeſch. gearb. hat, gut ſchnei⸗ 
dert, Steppdecken macht, Wäſche mit der 
Maſchine näht, wünſcht in und außer dem 
Hauſe beſchäftigt zu werden. Neuſtadt, 
Hundegaſſe Nr. 245, 1 Tr. n. v. 


gi kleine Familienwohnung ſucht ſofort 
Schwanke, Tuchmacherſtr. 187. 


1 gr. m. Zim. z. ver. Kl. Gerberſt. 20, 2 Tr. 
Im. Vorderz. zu verm. Gerechteſtr. 115/16. 
1 mbl. Stube iſt z. orm. Bäckerſtr. 250/51. 


(fir möblirte Parterre- Wohnung, I Zim⸗ 
mer und Cabinet für 1—2 Herren, 
iſt Verſetzungshalber ſofort zu ver⸗ 
miethen Neuſtadt, Gerechteſtraße Nr. 95. 


Nachruf. 

Am 24. d. Mts. entſchlief ſanft nach 
kurzem Krankenlager der Senior des unter⸗ 
zeichneten Kollegiums Herr Stadtrath 

arl Rosenow. 

Ueber 50 Jahre im ſtädtiſchen Dienſte 
thätig, hat er ſeine volle, tüchtige Mannes⸗ 
kraft den Intereſſen hieſiger Stadt gewid⸗ 
met und das Wohl derſelben eifrigſt ge⸗ 
fördert. 

Treue und Hingebung zeichneten ſeine 
Amtsführung aus; ſeine wahre Menſchen⸗ 
liebe, ſeine ſeltene Humanität hat er als 
Vorſteher der ſtädtiſchen Armenanſtalten in 
hohem Maaße bethätigt. Ein Vater der 
Armen und Waiſen wird der für die ganze 
Stadt ſchmerzliche Verluſt beſonders von 
dieſen ſchwer empfunden werden. 

Sein Andenken wird nicht allein bei 
uus ſondern bei Allen, die den Verewigten 
gekannt, dauernd in dankbarer Erinnerung 
und in Ehren bleiben. 

Thorn, den 26. Oktober 1871. 


Das Magiſtrats-Collegium. 
Polizeiliche Bekanntmachung. 


Die in hieſiger Stadt immer mehr 
um ſich greifende Pocken⸗Epidemie veran⸗ 
laßt uns, die Bewohner auf die ſtrengſte 
Beachtung der ſchon früher mitgetheilten 
Vorſichtsmaßregeln wiederholt aufmerkſam 
zu machen und ihnen insbeſondere die 
ſchleunige Nachimpfung (Revaceination) 
recht dringend zu empfehlen. Gewährt 
die Impfung auch nicht vollſtändigen 
Schutz gegen die Pocken⸗Erkrankung, ſo iſt 
ſtatiſtiſch doch fo viel erwieſen, daß revaeci⸗ 
nirte Perſonen nur in ſeltenen Fällen von 
der Pocken-Krankheit und dann auch nur 
in milder Form ergriffen werden. Die 
Nachimpfung iſt daher bis jetzt das einzige 
ſicherſte Schutzmittel, deſſen Anwendung 
Angefichts der hier immer ſtärker auftre⸗ 
tenden Krankheit 
angerathen werden kann. 

Es ſind ferner einzelne Fälle vorge⸗ 
kommen, daß Kinder ohne erweislichen 
Grund bis zum Ablauf des 1. Lebens⸗ 
jahres ungeimpft und demnächſt von den 
natürlichen Pocken befallen worden find. 
Wir bringen deshalb nachſtehende Polizei⸗ 
Verordnung in Erinnerung: 

Polizei⸗Verordnung: 

Das Regulativ vom 8. Auguft 1835 
(Geſ.⸗S. 1835, S. 256) beſtimmt im $ 54: 
Sind Kinder bis zum Ablauf des erſten 
Lebensjahres ohne erweislichen Grund un⸗ 
geimpft geblieben, und demnächſt von den 
natürlichen Pocken befallen, ſo ſind deren 
Eltern oder reſp. Vormünder wegen der 
verſäumten Impfung in Hinſicht der da⸗ 
durch hervorgebrachten Gefahr, in polizei⸗ 
liche Strafe zu nehmen. 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes 
vom 11. März 1850 (Geſetz⸗S. S. 265) 
verordnen wir: 

1. wer dieſe Beſtimmung nicht beach⸗ 
tet, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu 10 
Thaler, in deren Stelle Gefängnißſtrafe 
treten kann; und 

2. wer ohne triftigen Grund ſeine 
geimpften Kinder oder Angehörige am Re⸗ 
viſionstermin nicht geſtellt, verfällt in eine 
Geldſtrafe von 5 Sgr. bis 1 Thaler, in 
deren Stelle, im Unvermögensfalle, Ge⸗ 
fängnißſtrafe tritt. 

Marienwerder, den 15. April 1867. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung des Innern. 

Thorn, den 28. October 1871. 


Der Magiſtrat. Polizei-Verw. 
Polizeiliche Bekanntmachung. 

Wegen Vergrößerung des hieſigen 
Militärbegräbnißplatzes wird der jetzt be⸗ 
ſtehende Fahrweg, welcher öſtlich an die⸗ 
ſem Platze über Fertifikations⸗Terrain 
führt, um einige Ruthen weiter hinaus 
verlegt, was hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht wird. 

Thorn, den 23. October 1871. 


Der Magiſtrat. Pol⸗Verw. 


Auction. 
Dienſtag, d. 31. d. Mts., von Morg. 

10 Uhr ab, werde ich im Hauſe Altſtädt. 
Markt und Marienſtr.⸗Ecke 289, 2 Tr., 
von den neueſten Schweizer Taſchenuhren, 
Talmi⸗Uhrketten, Galanterie⸗ und Schuh⸗ 
waagren verſteigern. 

W. Wilckens, Auktionator. 


Verantwortlicher Redakteur Ernst Lambeck. — Druck und Verlag der Rathsbuchdruckerei von Ernst Lambeck. 


nicht dringend genug 


Ordentl. Stadtverordneten ⸗ Sitzung 
Mittwoch, den 1. November, Nachm. 3 Uhr. 

Tagesordnung: 1. Wahl des Stadt⸗ 
bauraths; — 2. Die Angelegenheit betr. 
die Koſten der Gasleitung nach dem Bahn⸗ 
hoſe (aus Sitzung vom 25/10. 71.) — 
3. Die Einnahmen der Pontonbrücke (aus 
Sitzung vom 25/10. 71.); — 4. Die 
Errichtung einer Gewerbeſchule am hieſi⸗ 
gen Orte (aus Sitzung vom 25/10. 71.); 
— 5. Antrag des Magiſtrats wegen Ge⸗ 
währung einer Entſchädigung an den 
Förſter Jacobi wegen ſeines durch die 
Ueberſchwemmung erlittenen Schadens; — 
6. Antrag des Magiſtrats die Angelegen⸗ 
heit betr. den Kontrakt mit Geb. Lipmann 
wegen ihres Brücken⸗Abonnements für 
Droſchken und Omnibus; — 7. Antrag 
des Magiſtrats, betr. das Vertragsver⸗ 
hältniß mit dem Buchhändler Herrn 
Lambeck, die Inſertionskoſten angehend; — 
8. Antrag des Magiſtrats wegen Gewäh⸗ 
rung einer Unterſtützung; — 9. Rechnung 
der Teſtaments⸗ und Almoſenhaltung pro 
1870; — 10. Antrag des Magiſtrats, 
betr. die Verpachtung der Hebeſtellen auf 
der Liſſomitzer⸗, Culmer⸗ und Leibitſcher 
Chauſſee. 

Thorn, den 27. Oetober 1871. 


Der Vorſteher. 
. Wel e 


Bekanntmachung. 


Am Mittwoch, den 1. November d. J. 
fol das aus den Lagerſtellen der Jacobs ⸗ 
forts⸗, Sträflings⸗ und Artillerie⸗Kaferne 
ausgeſchüttete alte Lagerſtroh meiſtbietend 
gegen ſofortige Bezahlung verkauft werden. 
Der Verkauf beginnt Punkt 3 Uhr 
Nachmittags bei der Jaeobsfort⸗Kaſerne. 
Thorn, den 29. Detober 1871. 


Königl. Garniſon⸗Verwaltung. 


Bekanntmachung 
Die Lieferung der Verpflegungs⸗Be⸗ 
dürfniſſe für das hieſige Garniſon⸗Lazareth 
pro 1872 ſoll im Wege der Submiſſion 
an den Mindeſtfordernden übertragen wer⸗ 
den und haben wir zu diefem Zweck auf 
Freitag, den 3. November er. 
Vormittags 10 Uhr 


einen Termin im Geſchäftslokale des Gar⸗ 


niſon⸗Lazareths anberaumt, bis zu welchem 
die ſchriftlichen Offerten verſiegelt mit der 
Aufſchriſt: „Submiffien auf Lieferung der 
Verpflegungs Bedürfniſſe für das Garni⸗ 
ſon⸗Lazareth zu Thorn 1872“ Seitens der 
Submittenten einzureichen ſind. 

Die Lieferungs⸗Bedingungen liegen 
bis zum genannten Tage in unſerem Ge⸗ 
ſchäftslokale zur Anſicht offen. Nur die 
Gebote derjenigen Submittenten werden 
berückſichtigt, welche die qu. Bedingungen 
eingeſehen und unterſchrieben haben. Nach⸗ 
gebote werden nicht berückſichtigt. 

Thorn, den 24. October 1871. 


Stadttheater - Keller. 
Täglich 
Adler⸗Pier 


vom Faß. 
G. Welke. 
Im Verlage von Ernst Lambeck 
iſt erſchienen und bei demſelben zu haben: 


Anleitung 
zur Handhabung des mit dem 1. Januar 
1872 im Deutſchen Reiche in Kraft treten⸗ 
den neuen Maaßes und Gewichtes auf 
Grund der darüber erlaſſenen geſetzlichen 
Beſtimmungen nebſt vorgedruckter 


Maf- und Gewichtsorduung 


für den 
Norddeutſchen Bund. 
Vom 17. Auguſt 1868. 
von 
C. Hesse. 
; Regierungs- und Baurath. 

Königl. Eich. Inſpector für die Provinz Preußen. 
2. mit fpeciellen Anweiſungen für den täg- 
lichen Verkehr vermehrte Auflage. 

Preis 1½ Sgr. 
möblirte Zimmer zu dermiethen Ges 
rechteſtr. 105. 


ter den verſchiedenfachſten Kombinationen. 


Mein 3 
Colonialwaaren-Geschiſl 
empfehle ich einer geneigten Beachtung . 
Namentlich habe ich reinſchmeck 
Gaffeed in großer Auswahl auf Lage 0 
Stearinlichte offerire ich in verſch 1 

nen Packungen und Qualitäten. l 
Schweiger, Kräuter., Tilſiter⸗ u. a 
nen⸗Käſe empfing ich in neuer Sende 
Auf mein gut aſſortirtes Loge e, 
Bordeaux⸗, Rhein-, Moſel⸗, Ungar, 
deira⸗, Port⸗ und Muscat⸗Weinen, 
Jam. Rum, Arac, Cognac, Franzbran 4 
wein erlaube ich mir aufmerkſam zu mach 11 
Ferner empfehle ich f. Hamburger . 
Bremer ⸗ Cigarren in abgelagerter 


beſtens. Adolph Raste 
Schleswig-Hollſteinſche 7. Lands 


Inönſtrie-Lotterie, 
aus 7 Claſſen beſtehend, Looſe zur wi 
Klaſſe a 7½ Sgr., deren Ziehung l 
29. November er., höchſter Gewinn ⸗ W b 
470 Thlr., niedrigſter 4½ Thlr. ſind 8 
bei mir zu haben. — Pläne gratis. 

Culmerſtr. 319. v. Peichrzim , 
Das in der beendigten 6. Poll" 
mehrere Gewinne in meine Kollekte 
fallen, kann ich nachweiſen. — 
EEE ͤ v 
BE” Unfehlbare air 1 
Kranken und Leidenden 
zeigt das Buch: Die einzig waht 
Naturheilkraft oder ſicher zu erlan 
gende Hülfe für alle inner⸗ und 
äußerlich Kranke jeder Art von Dr 
Le Roi, Oberjanitätsrath, Leib 
arzt ꝛc., welches ſoeben in 27. Anl‘ 
lage erſchien und bereits in nahezu 
120,000 Exempl. verbreitet iſt. 
Durch die Buchhandlung don 
Ernst Lambeck für nur 7½ Spt 
zu beziehen. | 
Verlag von G. Germann in Leipzig 


Im Artushofe 
beabſichtigt der Unterzeichnete einen Cyklus 
von drei ſeiner 


dramatiſchen Vorträge 
zu veranſtalten und wird 

Donnerſtag, den 2. November 

„Hamlet“ von Shakespeare (Schlegel), 
Sonnabend, den 4. November 
„FJauſt“ von Göthe (1. Theil), 

Montag, den 6. November 
„Othello“ von Shakespeare (Schlegel und 
Tieck), vollſtändig frei aus dem Gedächtniß 
recitiren. 

Der Preis für 3 Billets (auch be⸗ 
liebig an einem Abende verwendbar) iſt 
1 Thlr., der Preis für ein einzelnes Billet 
12½ Sgr., und ſind ſolche zur gefälligen 
Entgegennahme niedergelegt in der Buch⸗ 
handlung des Herrn Ernst Lambeck. 

Der Anfang jedes Vortrages iſt 
präciſe 8 Uhr Abends. 

Richard Türschmann. 


En gros, en detail. 


Hroßer Ausverkauf 
wegen Aufgabe des 


Détail- Geschäfts 


von Buckskins⸗, Wildleder⸗ und Glacee⸗ 
Handſchuhen, mit und ohne Pelzfutter, die 
feinſten Herrentücher, Cravatten, Shlipſe, 
Hoſenträger zu noch nie dageweſenen Prei- 
ſen in der 


Verliner Handſchuhbude, 


Altſtädt. Markt am Copernieus⸗ 
Denkmal von 
C. Fischer a. Berlin, Friedrichsſtr. 203. 


Norddeutſche Lebens-Verſiche⸗ 
tungs-Bank auf Gegenſeitig- 
heit zu Berlin. 


Die Direction obiger Bank hat mir 
die General⸗Agentur für die Provinz 
Preußen übertragen. Indem ich die Mit- 
glieder der Bank hiervon in Kenntniß 
ſetze, empfehle ich obiges Inſtitut zu Ver⸗ 
ſicherungen auf das menſchliche Leben un⸗ 


Beſtellungen auf gute Eßkartoffen 
werden entgegengenommen in Frieden 
(Slawkowo) bei Oſtaszewo. Be 
Proben liegen zur Anſicht bei 
Horstig in Thorn aus. Preis 

Sgr. pro Scheffel. 5 


tifche hal Anflern 
Die General⸗Agentur. bei 1 L ol, Außen _ 
W. Weichert. Im. Stube zu verm. Cufmeritr. 236, 5 
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Der Danziger Bank-Verein 


gegründet in Danzig am 11. Ootober 1871 
wird seine Geschäfte am 1. November a. e. er öffnen. 
Zweck der Gesellschaft ist der Betrieb aller A 
ten Bank- und Handelsgeschäfte. ; 


Das Grund-Capital 


der Gesellschaft bestsht aus Einer Million Thaler, und kann durch Ber 


schluss des Aufsichtsrathes auf Zwei Millionen Thaler erhöht werden. 


Vorstand der Gesellschaft: 


Richard Damme, Director. 


B. j 
A. Dee stellvertretende Directoren. 


Den Aufsichtsrath bilden: 


Herr Daniel Hirsch, Vorsitzender, 

„ Herm. Pape, stellvertretender Vorsitzender, 
„ Herm. Bertram in Danzig, 

55 Commerzienrath A. Delbrück in Berlin, 


Die aller Orten angeſtellten Agenturen der 
Bank ſtehen mit Statuten, Proſpecten, 
Rechenſchaftsberichten und Antragsformu⸗ 
laren zu Dienſten. 

Elbing, den 27. October 1871. 


„ Adolph Meyer in Danzig, 
„ B. Toeplitz v 
„ Alexd. Olschewski „ 
„ Rd. Petschof v 
„ B. Rosenstein „ 
„ M. Steffens 7 


